
Unbefristeter Arbeitsvertrag

(mit Tarifbindung bzw. in Anlehnung an einen Tarifvertrag)1
Zwischen der Firma ....................................................................................................... (Firma)

und

Frau / Herrn ...................................................................................................... (Arbeitnehmer)

geb. am ................................................ in .................................................................................

wird folgender Arbeitsvertrag geschlossen:

§ 1 Beginn des Arbeitsverhältnisses

Das Arbeitsverhältnis beginnt am ........................................... und wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Sofern tarifvertraglich nichts anderes bestimmt ist, gelten die ersten ............... Wochen/Monate des Arbeitsverhältnisses als Probezeit.2
§ 2 Anwendbare Tarifverträge

Auf das Arbeitsverhältnis finden folgende Tarifverträge Anwendung:

............................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

(nur bei fehlender Tarifbindung wahlweise:

- in der zur Zeit des Abschlusses dieses Vertrages geltenden Fassung.

- in der jeweils geltenden Fassung.)

§ 3 Tätigkeit

Der Arbeitnehmer wird zunächst als ........................................................................ eingestellt. Sein Arbeitsgebiet umfasst die Bereiche ................................................................................... ....................................................................................................................................................

Eine Umsetzung zu einer anderen gleichwertigen Arbeit, die den Vorkenntnissen und Fähigkeiten des Arbeitnehmers entspricht, bleibt der Firma vorbehalten, sofern dabei keine Entgeltminderung eintritt.

§ 4 Arbeitszeit

Die Arbeitszeit richtet sich nach dem Tarifvertrag und beträgt zur Zeit .......... Wochen-stunden.

Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und der Pausen richten sich nach der betrieblichen Regelung.

Dringende betriebliche Erfordernisse berechtigen die Firma, eine Änderung der Arbeitszeiteinteilung vorzunehmen.

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, auch Nachtarbeit/Nachtschichtarbeit/Schichtarbeit/Sonn-tagsarbeit/Überstunden im gesetzlich und tariflich zulässigen Umfang zu leisten.

§ 5 Arbeitsort

Arbeitsort ist .................................. Jedoch kann der Arbeitnehmer nach Weisung der Firma auch an folgenden anderen Arbeitsorten beschäftigt werden:

........................................................................................................................................................................................................................................................................................................

§ 6 Arbeitsvergütung

Für die im Vertrag vorgesehene Tätigkeit erhält der Arbeitnehmer den tariflichen Stundenlohn/Wochenlohn/Monatslohn. Dieser beträgt zur Zeit ........................................ € brutto.

Für Nachtarbeit/Nachtschichtarbeit/Sonntagsarbeit/Überstunden werden Zuschläge nach den tariflichen Grundsätzen gezahlt.

Die Lohnzahlung wird jeweils fällig am ............................................................................. und wird auf das Konto des Arbeitnehmers bei ............................................................................... Konto Nr.: ...................................., BLZ ............................................................... angewiesen.

Es werden folgende, jederzeit durch die Firma widerrufliche Leistungen vereinbart:

…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………

Die Firma behält sich das Recht vor, alle übertariflichen Leistungen gemäß vorstehendem Absatz – gleich welcher Art – bei einem Aufrücken in eine höhere Altersstufe in der Entgeltgruppe oder in eine höhere Tarifgruppe teilweise oder ganz anzurechnen.

Außerdem hat die Firma das Recht, sämtliche widerruflichen, übertariflichen Lohnbestandteile jederzeit unbeschränkt zu widerrufen. Die widerruflichen Leistungen führen nicht zur Begründung eines zukünftigen Rechtsanspruchs des Arbeitnehmers, auch wenn die Leistungen wiederholt und ohne ausdrücklichen Vorbehalt der Freiwilligkeit gewährt werden.

Der Widerruf der vorstehend ausdrücklich als widerruflich bezeichneten Leistungen ist insbesondere zulässig bei einer wirtschaftlichen Notlage oder einem negativen wirtschaftlichen Ergebnis der Firma, nicht ausreichendem Gewinn, Rückgang oder Nichterreichen der erwarteten wirtschaftlichen Entwicklung, unterdurchschnittlichen Leistungen und schwerwiegenden Pflichtverletzungen des Arbeitnehmers.

§ 7 Gratifikationen

Soweit dem Arbeitnehmer übertarifliche Gratifikationen oder sonstige Zuwendungen (Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld etc.) gewährt werden, handelt es sich um freiwillige, jederzeit widerrufliche Leistungen der Firma. Die Gewährung von Zuwendungen führt nicht zur Begründung eines zukünftigen Rechtsanspruchs des Arbeitnehmers, auch wenn eine Zahlung wiederholt und ohne ausdrücklichen Vorbehalt der Freiwilligkeit erfolgt.

Der Anspruch auf Gratifikation ist insbesondere dann ausgeschlossen, wenn das Arbeitsverhältnis im Zeitpunkt der betriebsüblichen Auszahlung oder bis zum 31.12. des Jahres von einer der Parteien gekündigt wird oder infolge Aufhebungsvertrages endet, soweit nicht die Beendigung aus betriebsbedingten oder personenbedingten Gründen erfolgt, welche der Arbeitnehmer nicht zu vertreten hat.

Der Arbeitnehmer ist zur Rückzahlung der Gratifikation verpflichtet, wenn er aufgrund eigener Kündigung oder aufgrund außerordentlicher oder verhaltensbedingter Kündigung der Firma aus einem von ihm zu vertretenden Grund bis zum 31.03. des auf die Auszahlung folgenden Kalenderjahres ausscheidet. Gleiches gilt, wenn das Arbeitsverhältnis im benannten Zeitraum aufgrund Aufhebungsvertrages beendet wird und Anlass des Aufhebungsvertrages ein Recht zur außerordentlichen oder verhaltensbedingten Kündigung der Firma oder ein Aufhebungsverlangen des Arbeitnehmers ist.

Die Firma ist berechtigt, ihren Rückzahlungsanspruch gegen die rückständigen oder nach einer Kündigung bzw. Abschluss eines Aufhebungsvertrages fällig werdenden Vergütungsansprüche des Arbeitnehmers unter Beachtung der Pfändungsschutzvorschriften aufzurechnen.

§ 8 Erholungsurlaub

Der Arbeitnehmer erhält den tariflich vorgesehenen Erholungsurlaub. Dieser beträgt zur Zeit ................. Werktage pro Kalenderjahr.3
Der Zeitpunkt des Urlaubsantritts ist mit den betrieblichen Notwendigkeiten abzustimmen.

Die Firma gewährt ein zusätzliches Urlaubsgeld in tariflicher Höhe.

(Wenn eine tarifliche Regelung insoweit fehlt: Die Firma gewährt freiwillig ein zusätzliches Urlaubsgeld von  ............................... € je Urlaubstag/Urlaubsjahr. Dieser Anspruch entsteht erstmalig nach einer Betriebszugehörigkeit von ............. Monaten.)

Während des Urlaubs ist dem Arbeitnehmer jede auf Erwerb gerichtete Tätigkeit untersagt. Nimmt er dennoch während des Urlaubs eine Erwerbstätigkeit auf, so entfällt der Anspruch auf das Urlaubsgeld. Bereits für die Urlaubszeit gezahltes Urlaubsgeld ist zurückzuzahlen.

§ 9 Arbeitsverhinderung

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, der Firma bei Krankheit oder einer sonstigen entschuldbaren Verhinderung den Grund und die voraussichtliche Dauer seiner Verhinderung spätestens zu deren Beginn mitzuteilen.

Bei Arbeitsunfähigkeit infolge Erkrankung ist der Firma spätestens nach drei Tagen ab Beginn der Arbeitsunfähigkeit auf seine Kosten eine ärztliche Bescheinigung vorzulegen, aus der sich die Tatsache der Erkrankung und die Dauer der voraussichtlichen Arbeitsunfähigkeit ergeben. Entsprechendes gilt in den Fällen, in denen der Arbeitnehmer über die Dauer der zunächst bescheinigten Arbeitsunfähigkeit hinaus arbeitsunfähig bleibt.

§ 10 Verschwiegenheitspflicht

Der Arbeitnehmer wird über alle betrieblichen Angelegenheiten, die ihm im Rahmen oder aus Anlass seiner Tätigkeit in der Firma bekanntgeworden sind, auch nach seinem Ausscheiden Stillschweigen bewahren.

§ 11 Nebenbeschäftigung

Während der Dauer der Beschäftigung ist jede entgeltliche oder unentgeltliche Tätigkeit, die die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers beeinträchtigt, untersagt.

Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, vor jeder Aufnahme einer Nebenbeschäftigung die Firma zu informieren.

§ 12 Vertragsstrafe

Der Arbeitnehmer hat im Falle eines schwerwiegenden Vertragsverstoßes (Nichtantritt des Arbeitsverhältnisses; Lösung des Arbeitsverhältnisses ohne Einhaltung der maßgeblichen Kündigungsfrist ohne wichtigen Grund; Verstoß gegen ein etwa bestehendes Wettbewerbsverbot oder die Verschwiegenheitspflicht; Überschreiten der Befugnisse aus eventuell bestehenden Vollmachten; Begehen von Straftaten zu Lasten des Arbeitgebers, Mitarbeitern oder Kunden; ..................................................................) für jeden Einzelfall eine Vertragsstrafe in Höhe von .......................... € zu zahlen. Die Firma kann einen weitergehenden Schaden geltend machen.4
§ 13 Beendigung des Arbeitsverhältnisses

Das Arbeitsverhältnis endet von selbst, ohne dass es einer Kündigung bedarf, am letzten Tag des Monats, in dem der Arbeitnehmer das für ihn maßgebliche gesetzliche Renteneintrittsalter erreicht.5
Vorher kann es von beiden Seiten mit den tariflichen Fristen zu den tariflich vorgesehenen Terminen gekündigt werden. Sofern tarifvertraglich nichts anderes vereinbart ist, gelten die gesetzlichen Kündigungsfristen. Sowohl die gesetzlichen als auch die tarifvertraglich vereinbarten verlängerten Kündigungsfristen gelten auch für den Arbeitnehmer.

Eine ordentliche Kündigung vor Dienstantritt ist ausgeschlossen.

Die Kündigung bedarf zu ihrer Wirksamkeit in jedem Falle der Schriftform.

§ 14 Verfallfristen

Alle beiderseitigen Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis und solche, die mit dem Arbeitsverhältnis in Zusammenhang stehen, müssen innerhalb von drei Monaten nach ihrer Fälligkeit gegenüber der anderen Vertragspartei schriftlich geltend gemacht werden, da sie ansonsten verfallen.
Wird ein derart geltend gemachter Anspruch durch die Gegenpartei abgelehnt oder nimmt sie nicht innerhalb von zwei Wochen nach der Geltendmachung des Anspruchs zu diesem Stellung, so verfällt dieser, falls er nicht innerhalb von drei Monaten nach Ablehnung oder Fristablauf gerichtlich geltend gemacht wird.

Die Versäumung der Ausschlussfristen führt zum Verlust des Anspruchs.

Die Ausschlussfristen gelten nicht bei der Haftung wegen Vorsatz.

§ 15 Abtretung von Schadensersatzansprüchen

Die Parteien sind sich darüber einig, dass sämtliche Schadensersatzansprüche, welche der Arbeitnehmer gegenüber einem Dritten aus einem zur Arbeitsunfähigkeit führenden Ereignis hat, an die Firma bis zur Höhe der von dieser gewährten Entgeltfortzahlung hiermit im voraus abgetreten sind. Die zur Durchsetzung der abgetretenen Ansprüche notwendigen Angaben hat der Arbeitnehmer der Firma unverzüglich bekannt zu geben.

§ 16 Formerfordernis; salvatorische Klausel

Änderungen des Vertrages durch individuelle Vertragsabreden sind formlos wirksam.

Im Übrigen bedürfen Vertragsänderungen oder Ergänzungen dieses Vertrages der Schriftform. Mündliche Vereinbarungen über die Aufhebung dieses Schriftformerfordernisses sind nichtig.6
Eine etwaige Unwirksamkeit einzelner Vertragsbestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht.

§ 17 Sonstige Vereinbarungen

(z. B. Vereinbarung eines Wettbewerbsverbots, Vereinbarungen für den Fall einer Lohnabtretung u. ä. m., falls tarifliche Regelungen hierzu nicht bestehen)

................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

................................................, den ..............................

.................................................



.................................................

        (Firma)






(Arbeitnehmer)










1 Im Fall der beiderseitigen Tarifbindung darf das vorliegende Muster nicht kritiklos übernommen werden, vielmehr ist der Blick in den Tarifvertrag unerlässlich. Denn die Bedingungen des Tarifvertrages sind Mindestarbeitsbedingungen, so dass bei beiderseitiger Tarifbindung keine Arbeitsbedingungen vereinbart werden dürfen, die für den Arbeitnehmer ungünstiger sind als die tariflichen. In jedem Fall muss daher zuerst im Tarifvertrag nachgesehen werden, um den Arbeitsvertrag auf diesen abzustimmen.


Besteht keine Tarifbindung, so sind Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen frei, die Arbeitsbedingungen auszuhandeln und vertraglich festzulegen. Aus Gründen der Vereinfachung oder um gleichmäßige Arbeitsbedingungen im Betrieb zu erhalten, falls ohnehin ein Teil der Belegschaft tarifgebunden ist, kann im Arbeitsvertrag auf einen Tarifvertrag verwiesen werden.


2 Die Dauer eines Probearbeitsverhältnisses darf nur ausnahmsweise sechs Monate überschreiten. Die vierzehntägige Kündigungsfrist während der Probezeit gilt gemäß § 622 Abs.3 BGB allerdings selbst bei vereinbarter längerer Kündigungsfrist nur während der ersten sechs Monate.


3 Der Mindesturlaub gem. § 3 Abs.1 BUrlG beträgt zur Zeit 24 Werktage.


4 Die regelmäßige Höhe einer solchen Vertragsstrafe beläuft sich auf einen Monatslohn. Sofern die maßgebliche Kündigungsfrist jedoch weniger als einen Monat beträgt, etwa bei Kündigung während der Probezeit und der damit gemäß § 622 Abs. 3 BGB verbundenen zweiwöchigen Kündigungsfrist, sollte auch die Vertragsstrafe nicht höher als das vertragsmäßige Entgelt für diesen Zeitraum betragen, da ansonsten die Gefahr besteht, dass diese Klausel nach § 307 BGB für unwirksam erachtet wird.


Außerdem sollten die die Vertragsstrafen auslösenden Pflichtverletzungen im einzelnen so klar bezeichnet sein, dass sich der Arbeitnehmer in seinem Verhalten darauf einstellen kann, da anderenfalls die Vertragsstrafenklausel als zu weitgehend und damit unwirksam eingestuft werden könnte.


5 Da das Renteneintrittsalter zukünftig stufenweise angehoben wird, bietet sich eine solche allgemeine Formulierung ohne konkrete Altersangabe an. Die automatische Beendigung des Arbeitsverhältnisses mit Erreichen des gesetzlichen Renteneintrittsalters des Arbeitnehmers dürfte diesen auch nicht unangemessen benachteiligen, da er anschließend rentenbezugsberechtigt wäre.


6 Nach der Entscheidung des BAG vom 20.05.2008 dürften viele bisher verwendete doppelte Schriftformklauseln unwirksam sein, da diese den Eindruck erwecken, auch eine mündliche Individualabrede sei entgegen § 305b BGB unwirksam. Die verwendete Klausel berücksichtigt diese Entscheidung, indem individuelle Vertragsänderungen formlos wirksam vereinbart werden können. Um aber einen Anspruch aufgrund betrieblicher Übung auf etwaig gewährte freiwillige Leistungen auszuschließen, sollte eine doppelte Schriftformklausel im Übrigen weiter verwendet werden, da betriebliche Übung keine Individualvereinbarung darstellt.





